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aus Arbeitsscheu einer geregelten Arbeit hartnäckig entzieht, 
obwohl er arbeitsfähig ist, oder wer der Prostitution nachgeht 
oder wer sich auf andere unlautere Weise Mittel zum Unter­
halt verschafft, wird mit Verurteilung auf Bewährung oder 
mit Haftstrafe, Arbeitserziehung oder mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren bestraft. Zusätzlich kann auf Aufenthaltsbe­
schränkung und auf staatliche Kontroll- und Erziehungsauf­
sicht erkannt werden.

(2) In leichten Fällen kann von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit abgesehen und auf staatliche Kon­
troll- und Erziehungsaufsicht erkannt werden.

(3) Ist der Täter nach Absatz 1 oder wegen eines Verbre­
chens gegen die Persönlichkeit, Jugend und Familie, das so­
zialistische, persönliche oder private Eigentum, die allgemeine 
Sicherheit oder die staatliche Ordnung bereits bestraft, kann 
auf Arbeitserziehung oder Freiheitsstrafe* bis zu fünf Jahren 
erkannt werden.

§ 250 
Tierquälerei

Wer vorsätzlich ein Tier roh mißhandelt oder quält, wird 
von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Ver­
antwortung gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe 
oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.

A n m e r k u n g  :
Andere Mißhandlungen von Tieren können als Ordnungs­

widrigkeit verfolgt werden.

9. K a p i t e l  

Militärstraftaten

Allgemeine Bestimmungen

§251
(1) Militärstraftaten sind von Militärpersonen schuldhaft 

begangene gesellschaftswidrige oder gesellschaftsgefährliche 
Handlungen, die als Vergehen oder Verbrechen strafrecht­
liche Verantwortlichkeit nach den Bestimmungen dieses Kapi­
tels begründen.

(2) Militärperson im Sinne dieses Gesetzes ist, wer aktiven 
Wehrdienst, Wehrersatzdienst oder Reservistenwehrdienst 
leistet.

(3) Wegen Anstiftung und Beihilfe zu einer Militärstraftat 
wird auch bestraft, wer nicht Militärperson ist.

(4) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten auch für Straf­
taten, die sich gegen die Armeen der verbündeten Staaten 
richten.

§252
(1) Gegen Militärpersonen kann wegen von ihnen begange­

ner Militärstraftaten auf Strafarrest erkannt werden, wenn 
es die Bestimmungen dieses Kapitels vorsehen. Bei Verlet­
zung eines anderen Gesetzes kann auf Strafarrest erkannt 
werden, wenn die Straftat ein Vergehen ist.

(2) Der Strafarrest wird unter Berücksichtigung des Grades 
der Gesellschaftswidrigkeit der Tat vor allem gegen solche 
Militärpersonen angewandt, die aus grober Mißachtung der 
militärischen Disziplin und Ordnung eine Straftat begehen. 
Mit der Verurteilung zu Strafarrest soll der Täter zur Ach­
tung der gesetzlichen und militärischen Bestimmungen sowie 
zu einer verantwortungsbewußten Einstellung zur militäri­
schen Disziplin und Ordnung angehalten werden.

(3) Der Strafarrest wird für die Dauer von einem Monat 
bis zu drei Monaten ausgesprochen.

§253
(1) Die Kommandeure haben die sich aus Artikel 3 dieses 

Gesetzes ergebenden Aufgaben in ihrem Zuständigkeitsbe­
reich zu erfüllen. Sie stützen sich dabei auf die militärischen 
Kollektive und anderen gesellschaftlichen Kräfte.

(2) Handlungen, die zwar dem Wortlaut eines gesetzlichen 
Tatbestandes dieses Kapitels entsprechen, sind keine Militär­
straftaten, wenn die Folgen für die Aufrechterhaltung der 
militärischen Disziplin und Einsatzbereitschaft sowie die 
Schuld des Täters gering sind und mit Rücksicht auf die 
Schwere und die Umstände der Tat sowie die Persönlichkeit 
des Täters bei Anwendung der Disziplinarvorschrift durch 
den Kommandeur die Einhaltung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit durch den Täter zu erwarten ist.

(3) Über Vergehen nach den Kapiteln 2 bis 8 dieses Geset­
zes entscheiden die Kommandeure nach Übergabe durch die 
Militärjustizorgane auf der Grundlage der Disziplinarvor­
schrift, wenn die Voraussetzungen des § 28 Absatz 1 vorliegen.

(4) Die Kommandeure entscheiden über die disziplinarische 
Verantwortlichkeit von Militärpersonen, die Verfehlungen 
begangen haben.

§254
Fahnenflucht

(1) Wer seine Truppe, seine Dienststelle oder einen anderen 
für ihn bestimmten Aufenthaltsort verläßt oder ihnen fern­
bleibt, um sich dem Wehrdienst zu entziehen, wird mit Frei­
heitsstrafe von einem Jahr bis zu sechs Jahren bestraft.

(2) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe 
von zwei bis zu zehn Jahren bestraft. Ein schwerer Fall liegt 
insbesondere vor, wenn die Tat

1. mit dem Ziel begangen wird, das Staatsgebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik zu verlassen oder diesem 
fernzubleiben;

2. unter Mitnahme einer Waffe erfolgt oder zur Verwirk­
lichung der Tat Gewalt gegen andere Personen angewandt 
oder mit Gewalt gedroht wird;

3. von mindestens zwei Militärpersonen gemeinschaftlich 
begangen wird.

(3) Vorbereitung und Versuch sind strafbar.
(4) Wer die Tat im Verteidigungszustand begeht, wird mit 

Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft.

§255
Unerlaubte Entfernung

(1) Wer sich unerlaubt länger als vierundzwanzig Stunden 
von seiner Truppe, seiner Dienststelle oder einem anderen 
für ihn bestimmten Aufenthaltsort entfernt oder ihnen un­
erlaubt fernbleibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung oder mit Strafarrest 
bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer im Zeitraum von drei Mona­
ten mindestens dreimal unter viefundzwanzig Stunden sich 
unerlaubt entfernt hat oder unerlaubt ferngeblieben ist.

(3) Wer die Tat im Verteidigungszustand begeht, wird unab­
hängig von der Dauer des unerlaubten Fernbleibens mit Frei­
heitsstrafe von einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft.

§256
Wehrdienstentziehung und Wehrdienstverweigerung

(1) Wer sich dem Wehrdienst durch Täuschung entzieht oder 
sich weigert, den Wehrdienst zu leisten, wird mit Freiheits­
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf Bewähr 
rung oder mit Strafarrest bestraft.


